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Per E-Mail an:         7. August 2026 
Paul-Richard Pröhl 

Stv. Referatsleiter  

Bankwirtschaft, Bankenregulierung,  
Genossenschaftliches Prüfungswesen 

 
 
Stellungnahme zur Mitteilung der EU-Kommission zur 
Wettbewerbsfähigkeit des Bankensektors  
 
Allgemeines: 
Der Genossenschaftsverband Bayern begrüßt die Absicht der EU-Kommission, die 
europäische Bankenregulierung auf den Prüfstand zu stellen. Insgesamt bleibt die Mitteilung 
jedoch abstrakt. Die EU-Kommission verweist auf konkrete Gesetzesvorschläge im ersten 
Quartal 2027.  
Auffällig ist, dass die meisten Maßnahmen darauf abzielen, die Wettbewerbsfähigkeit von 
grenzüberschreitend tätigen Großbanken zu verbessern. Aber auch kleine Banken tragen 
erheblich zur Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft bei, indem sie die regionale 
Wirtschaft finanzieren und Bankdienstleistungen in der Fläche anbieten. Die EU-Kommission 
gibt selbst zu, dass sie Regeln, die eigentlich für international tätige Großbanken gedacht 
waren, auf alle Banken anwendet und damit kleinere Banken möglicherweise stark belastet.  
Dennoch bleibt die EU-Kommission bei den geplanten Entlastungen vage. Es ist zu 
befürchten, dass weiterhin lediglich punktuelle Erleichterungen innerhalb des bestehenden 
Regelwerks vorgenommen werden. Stattdessen bräuchte es ein völlig neues Regime mit 
passgenauen Regeln für kleine Banken – ein Kleinbankenregime, wie es in anderen 
Jurisdiktionen (Schweiz, USA, UK) bereits existiert.  
 
Zu den einzelnen angekündigten Maßnahmen nehmen wir wie folgt Stellung (im Folgenden 
sind nur die Maßnahmen der EU-Kommission aufgeführt, die von uns kommentiert werden): 

 

3. Weiteres Vorgehen für den EU-Bankensektor  
3.1 Förderung der Integration mit angemessenen 
Schutzvorkehrungen 
 

➢ Beseitigung aufsichtlicher Integrationshindernisse  
 
▪ Sie wird weitere Maßnahmen vorschlagen, um dem Risiko einer übermäßigen 
Konzentration von Risikopositionen gegenüber Staaten entgegenzuwirken und die 
Diversifizierung der Staatsanleiheportfolios durch Banken weiter zu fördern.   
Die EU-Kommission adressiert hier einen wichtigen Punkt. Die enge Verflechtung zwischen 
Banken und Staaten war ein Brandbeschleuniger in der EU-Staatsschuldenkrise vor 15 
Jahren. Maßnahmen zur Reduktion des Banken- / Staaten-Nexus sind daher sinnvoll. 
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➢ Garantie angemessener Schutzvorkehrungen  
 
▪ Sie wird den EDIS-Vorschlag aus dem Jahr 2015 durch einen neuen Vorschlag 
ersetzen, mit dem Ziel, die Struktur des Einlagensicherungsrahmens zu überprüfen und 
zu vereinfachen, um die Zuständigkeiten für Krisenmanagement- und 
Einlagensicherungsmaßnahmen sowie deren Finanzierung im Rahmen der 
bestehenden Sicherheitsnetze der Bankenunion sowohl auf zentraler als auch auf 
nationaler Ebene besser aufeinander abzustimmen. In dem Vorschlag wird zudem auf 
die verbleibenden Anfälligkeiten der Einlagensicherungssysteme gegenüber 
Liquiditätsdefiziten eingegangen. Damit soll sichergestellt werden, dass der Ausfall 
einer grenzüberschreitend tätigen Gruppe nicht zu Verzerrungen in einzelnen 
Mitgliedstaaten oder zu Verbindlichkeiten gegenüber Einlagensicherungssystemen und 
nationalen Haushalten führt und dass ein gleichwertiger Schutz der gedeckten Einlagen 
in der gesamten Bankenunion gegeben ist. Insgesamt wird sie die Komplexität 
verringern, die sich aus der derzeitigen Abgrenzung zwischen 
Einlagensicherungssystemen und Abwicklungsfonds ergibt.  
Wir begrüßen, dass die EU-Kommission ihren EDIS-Vorschlag aus dem Jahr 2015, über den 
seit über 10 Jahren keine Einigung erzielt werden kann, zurückzieht. Was die EU-Kommission 
nun genau plant, geht allerdings aus diesem Statement nicht hervor. Die in dieser Mitteilung 
aufgeführten Argumente legen nahe, dass EDIS insbesondere die Probleme großer, 
grenzüberschreitend tätiger Banken adressieren soll. Die Sicherungseinrichtung der regional 
tätigen Genossenschaftsbanken hat hingegen ihre Stabilität über Jahrzehnte unter Beweis 
gestellt. 
Aus Sicht des GVB ist somit die wichtigste Bedingung, dass bewährte Sicherungssysteme wie 
die Sicherungseinrichtung der Genossenschaftsbanken nicht in ihrer Funktionsfähigkeit 
beeinträchtigt werden. Zudem darf es zu keiner Vergemeinschaftung von Mitteln aus dem 
Fonds der genossenschaftlichen Sicherungseinrichtung kommen.  
 
▪ Sie wird die laufenden Bemühungen zwischen den einschlägigen Instituten und den 
Mitgliedstaaten zur Stärkung glaubwürdiger und berechenbarer 
Letztsicherungsmechanismen für die Bereitstellung von Liquidität im Abwicklungsfall 
mit angemessenen Schutzvorkehrungen im Einklang mit der europäischen Dimension 
der Abwicklung und Beaufsichtigung in der Bankenunion und mit internationalen 
Standards unterstützen. 
Ein glaubwürdiger Letztsicherungsmechanismus würde erheblich zur Verhinderung von bank 
runs und damit zur Stabilität des Finanzsystems beitragen. Weitere Bemühungen an dieser 
Stelle sind wünschenswert. 
 
▪ Sie wird prüfen, ob die Verbraucherschutzvorschriften übermäßig streng sind oder in 
einer Weise angewendet werden, die zu einer unnötigen Fragmentierung des Marktes 
führt.  
Wir begrüßen eine Überprüfung der Verbraucherschutzvorschriften. Gerade im 
Wertpapierbereich wurden Informationspflichten geschaffen, die erhebliche Ressourcen 
binden und Kosten schaffen, ohne tatsächlichen Mehrwert für den Verbraucher. 
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3.2 Umsetzung internationaler Standards unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten der EU und Gewährleistung der Verhältnismäßigkeit  
 

➢ Umsetzung internationaler Standards unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten der EU 
 
▪ Sie wird die regulatorische Behandlung strategischer Investitionen im Rahmen von 
Spezialfinanzierungen, einschließlich der Projektfinanzierung für Infrastrukturvorhaben 
und die Energiewende, sowie die regulatorische Behandlung der Handelsfinanzierung 
prüfen, um sicherzustellen, dass europäische Banken europäische Unternehmen 
unterstützen und die Sicherheit der Lieferketten stärken können.  
In diesem Rahmen möchten wir auf den Infrastrukturfaktor des Art. 501a CRR hinweisen, der 
genau die Förderung entsprechender Projekte erzielen möchte. Jedoch sind die 
Anforderungen so umfangreich, dass eine Anwendbarkeit in der Praxis nicht gegeben ist. Wir 
sehen den Art. 501a CRR als wichtigen Ansatzpunkt, konkrete Erleichterungen für die 
betroffenen Kreditnehmer sowie deren Projekte gerade im Bereich der Infrastrukturvorhaben 
zu erreichen. 
 
▪ Sie prüft mögliche Anpassungen des derzeitigen Vergütungsrahmens für wesentliche 
Risikoträger und seiner Auswirkungen auf den EU-Bankensektor. Die Kommission prüft 
derzeit, wie unnötiger Aufwand und Komplexität verringert, unbeabsichtigte 
Auswirkungen auf Vergütungsstrukturen angegangen, Wettbewerbsverzerrungen bei 
der Gewinnung von Fachkräften verhindert und der Rechtsrahmen an die systemischen 
Risiken angepasst werden können.  
Variable Vergütung spielt bei kleinen und nicht komplexen Instituten (SNCIs) nur eine 
untergeordnete Rolle. Sie sollten daher von den umfangreichen Anforderungen nach Art. 92 
und 94 CRD ausgenommen werden. Stattdessen könnte ein Kriterium eingeführt werden, das 
den Anteil der variablen Vergütung an der Gesamtvergütung auf einem niedrigen Niveau 
begrenzt.   
 

➢ Gewährleistung der Verhältnismäßigkeit im Rechtsrahmen 
 
▪ Sie wird eine Regelung in der Eigenmittelverordnung vorschlagen, die es ermöglicht, 
kleine und weniger komplexe Banken – unabhängig von ihrer Rechts- und 
Organisationsstruktur – innerhalb des Rechtsrahmens klarer zu identifizieren, 
möglicherweise durch Anpassung der derzeitigen Kriterien und Schwellenwerte, um der 
Realität des EU-Bankensektors Rechnung zu tragen, mit geringeren, angepassten und 
einfacheren Anforderungen in den einschlägigen Rahmen für die aufsichtliche, 
makroprudenzielle und Abwicklungsdimension. Eine solche Regelung sollte es der EBA 
ferner ermöglichen, Maßnahmen der Stufen 2 und 3 so auszuarbeiten, dass kleinen und 
weniger komplexen Banken besser Rechnung getragen wird, und zwar mit einer 
geringeren Zahl von Anforderungen und Verfahren.  
 
Die EU-Kommission gibt erstmals zu, dass ihr One-size-fits-all Ansatz zu einer übermäßigen 
Belastung für kleinere Institute führt. Daher sind dringend Maßnahmen notwendig, um kleine, 
nicht komplexe Institute (SNCIs) von bürokratischen Belastungen zu befreien.  
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Der Ansatz der EU-Kommission, die Kriterien und Schwellenwerte zur Identifikation von SNCIs 
anzupassen, ist richtig. Sinnvoll wäre eine Ausweitung der Bilanzsummenschwelle auf 
mindestens 10 Mrd. Euro sowie eine regelmäßige Anpassung an die Inflation. Ziel sollte sein, 
möglichst vielen Banken mit einem einfachen, regionalen Geschäftsmodell den Zutritt zu 
einem Kleinbankenregime zu ermöglichen. 
 
Der Vorschlag der EU-Kommission, weiterhin auf Anpassungen innerhalb des bestehenden 
Regelwerks zu setzen, greift jedoch zu kurz. Für kleine Banken sind andere, passgenaue 
Regeln notwendig. In vielen Jurisdiktionen (z.B. Schweiz, UK, USA) gibt es bereits ein 
separates Kleinbankenregime. Auch innerhalb der EU sollte ein derartiges Regime etabliert 
werden. BaFin und Bundesbank haben eine gute Grundlage ausgearbeitet, wie ein derartiger 
Vorschlag aussehen könnte:  

 Bei besonders guter Kapitalisierung sollten kleine Banken von der Risikogewichtung 
ihrer Aktiva befreit werden.  

 Mindestens genauso wichtig sind die weiteren Vorschläge: Ein deutlich vereinfachter 
aufsichtlicher Überprüfungsprozess, weniger aufwändige Stresstests sowie eine 
Beschränkung der Meldeanforderungen.  

 
Zudem sollten technische Standards und Leitlinien der Europäischen 
Finanzaufsichtsbehörden komplett neugestaltet werden. Hier bietet sich z.B. eine Dreiteilung 
der Standards / Leitlinien an: Einen allgemeinen Teil, der für alle Institute anzuwenden ist, 
einen Teil für Institute außerhalb und einen Teil für Institute innerhalb des Kleinbankenregimes. 
 
 

3.3 Vereinfachung des Rechtsrahmens 
➢ Makroprudenzielle Vorschriften 
 
▪ Sie wird eine Überarbeitung des makroprudenziellen Rahmens vorschlagen, um ein 
einfacheres Instrumentarium und eine größere Konvergenz und Kohärenz bei der 
Anwendung makroprudenzieller Instrumente in der gesamten EU zu gewährleisten. 
Insbesondere sollte die Zahl der Puffer (antizyklischer Kapitalpuffer, 
Systemrisikopuffer) verringert und deren Gestaltung und Kalibrierung verbessert 
werden. Der Rahmen für andere systemrelevante Institute (A-SRI) sollte harmonisiert 
werden, indem Mängel bei der A-SRI-Ermittlung und der Pufferkalibrierung behoben 
werden.  
Eine Vereinfachung des komplexen Pufferregelwerks ist dringend notwendig. Zudem sollte der 
Systemrisikopuffer abgeschafft werden. Der Puffer ist nicht Bestandteil der Baseler 
Mindeststandards, sondern eine zusätzliche europäische Kapitalanforderung. Viele 
bedeutende Finanzplätze außerhalb der EU kommen ohne einen vergleichbaren, 
flächendeckenden Systemrisikopuffer aus. Seine Abschaffung würde die Kreditvergabe der 
Banken und damit dringend benötigte Investitionen in den Wohnungsbau erleichtern.  
Zudem ist bei einer Abschaffung einzelner Puffer zu gewährleisten, dass die Anforderungen 
aus dem bisherigen Puffer nicht in andere Puffer überführt werden. Damit würde eine 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit untergraben. 
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➢ Straffung der Melde- und Offenlegungspflichten 
 
▪ Unter Berücksichtigung aller möglichen Optionen zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit des EU-Bankensektors, einschließlich einer möglichen 
Überprüfung des Mandats der EBA, wird sie erforderlichenfalls gezielte 
Gesetzesänderungen vorschlagen, um die EBA zu verpflichten, die 
Verhältnismäßigkeit, Vereinfachung und Automatisierung der Berichterstattung auf 
technischer Ebene weiter zu verbessern, auch in Bezug auf Wesentlichkeitsschwellen 
für geringfügige Meldefehler und andere Aspekte, die den Meldeaufwand 
unangemessen erhöhen.   
Es macht Sinn, das Mandat der EBA um das Thema Wettbewerbsfähigkeit zu erweitern. Damit 
würde der Fokus nicht nur auf einer reinen Minimierung des Risikos liegen, sondern es würden 
auch Bürokratieabbau und internationale Konkurrenzfähigkeit der Finanzinstitute in der 
Bankenregulierung berücksichtigt.  
Derzeit verursachen die Vielzahl und Komplexität der von der EBA veröffentlichten Leitlinien 
und Empfehlungen den Banken enormen bürokratischen Aufwand, da sie faktisch wie 
Rechtssätze wirken.  
Es ist zudem dringend notwendig, die Verhältnismäßigkeit, Vereinfachung und 
Automatisierung der Berichterstattung auf technischer Ebene weiter zu verbessern. Die 
Durchführungsverordnung zum aufsichtlichen Meldewesen umfasst aktuell 2.261 Seiten. 
Insbesondere sollten Redundanzen und Doppelmeldungen sowie die aufwendigen 
Validierungs- und Korrekturprozesse der EBA reduziert werden. 
Insgesamt sollte die Level II und Level III-Regulierung zurückgebaut werden, da diese derzeit 
zu granular ist.  
Auf eine separate Säule III-Offenlegungspflicht sollte für nicht kapitalmarktorientierte Institute 
verzichtet werden, da diese keinen Zusatznutzen bieten, gleichzeitig aber den Banken 
Aufwand verursachen.  
 
▪ Sie wird mit den nationalen Behörden zusammenarbeiten, um die zusätzliche nationale 
Berichterstattung zu begrenzen, da dies die Komplexität erheblich verstärkt und den 
Aufwand für die meldenden Unternehmen erhöht. Sie wird die nationalen Behörden 
dazu anregen, die Möglichkeit des Datenaustauschs im Rahmen der Verordnung über 
einen besseren Datenaustausch in vollem Umfang zu nutzen. 
Umfangreiche Meldeanforderungen verursachen kleinen und nicht-komplexen Banken 
erhebliche Bürokratie. Die Meldungen sollten auf das Nötigste beschränkt werden. Eine 
bessere Koordination zwischen den nationalen und europäischen Behörden würde dazu 
beitragen, dieses Ziel zu erreichen. Zudem ist nationales Gold-Plating zu vermeiden.  

 

4. Wettbewerbsfähigkeit als gemeinsame Verantwortung   
 
▪ Sie wird prüfen, ob der EBA und dem ESRB ein Mandat erteilt werden soll, regelmäßig 
Berichte über die Angemessenheit der Eigenkapitalanforderungen für Banken in der 
gesamten EU zu erstellen, um die bestehenden Rechenschaftsprozesse (im Rahmen 
des Europäischen Parlaments und der nationalen Parlamente sowie des Rates und der 
nationalen Regierungen) zu stärken.   
Es ist darauf zu achten, dass durch weitere Berichte kein zusätzlicher Aufwand für die Banken 
entsteht. Gerade kleine Banken werden bereits jetzt durch überbordende Berichterstattung 



6 von 6 

 

übermäßig belastet. EBA und ESRB müssten die zusätzlichen Berichte auf ihnen bereits 
vorliegende Daten stützen. 
 
▪ Sie wird mit den EU-Behörden und den nationalen Behörden zusammenarbeiten, um 
sicherzustellen, dass die Aufsichtspraktiken in Bezug auf das Organisationsmodell 
einer Bank neutral sind und grenzüberschreitende Banktätigkeiten, auch über 
Zweigniederlassungen und den freien Dienstleistungsverkehr, nicht behindern.  
Es muss sichergestellt werden, dass die Aufsichtspraktiken kleine Banken nicht 
überproportional belasten. 

 
 


